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1. Anlass
Alle vormundschaftsbehördlichen Verfahren, welche Angelegenheiten des Kindes betreffen
. Das gilt auch für vorsorgliche Massnahmen. Ob die Sache strittig oder nicht strittig ist, spielt keine Rolle.

2. Vorentscheid
Ob ein Kind anzuhören sei oder ob besondere Gründe für einen Verzicht vorliegen, ist möglichst frühzeitig im Verfahrensablauf zu entscheiden. Nach der bundesgerichtlichen Praxis sind Kinder ab dem vollendeten 6. Altersjahr, unter besondern Umständen ausnahmsweise schon in etwas jüngerem Alter, anzuhören
. Kinder unter drei Jahren können aus entwicklungspsychologischen Gründen nicht befragt werden
. Wichtige Gründe, auf die Anhörung zu verzichten, sind zudem: 

· die Tatsache, dass ein Kind, dessen Sorgezuteilung nicht strittig ist, kurz vor der Mündigkeit steht, oder 

· die ablehnende Haltung eines Kindes gegen die Anhörung
, oder 

· die Annahme, dass das Kind durch die Anhörung einer starken seelischen Belastung ausgesetzt würde, oder 

· ein Wohnsitz des Kindes im Ausland
, oder

· die Dringlichkeit eines Verfahrens
, oder 

· der allgemeine Gesundheitszustand des Kindes
, aber auch 

· das Vorliegen eines aktuellen Gutachtens, das alle relevanten Fragen schlüssig beantwortet
.


Gleichzeitig ist auch festzulegen, durch wen das Kind anzuhören sei (Kinder unter 6 Jahren ausschliesslich durch kinderpsychologische Fachstellen, Kinder bis 11-13 Jahren durch Fachstellen des Jugendschutzes, ältere Kinder in der Regel direkt durch geeignete Vertretungen der Vormundschaftsbehörde)
.



3. Kontaktaufnahme
Es ist eine geeignete Form zu wählen, möglichst aber ohne Einbezug von Drittpersonen (ausser den Eltern). Dem Kind muss bei der Einladung schon klar werden, dass es ein Recht wahrnehmen kann und ihm die Behörde die Möglichkeit gibt, sich frei zu äussern, ohne daraus mit Nachteilen in der Beziehungsgestaltung zu seinen Eltern rechnen zu müssen.

Standardbriefe sind eher ungeeignet. Das Kind sollte möglichst auf persönliche Art angesprochen werden, und seine fehlende Reaktion ist nicht leichthin als Verzicht auf eine Anhörung zu interpretieren.

4. Inhalt und Methodik
Mit der Anhörung soll dem Kind ermöglicht werden, sich selbst eine eigene Meinung zu bilden und diese zu äussern, was bedeutet, dass dem urteilsfähigen Kind alle nötigen Informationen zuzutragen sind, welche ihm die Meinungsbildung tatsächlich ermöglichen. Dieser Informationsteil wird zuweilen übersehen und verdient deshalb Aufmerksamkeit, weil das Anhörungsrecht substanziell ausgehöhlt wird, wenn das Kind nicht hinreichend darüber aufgeklärt wird, worüber es sich äussern darf. Für den Regelfall können folgende Hinweise geben werden
:

· Im Fall eines Scheidungsverfahrens dem Kind erklären, dass von ihm nicht erwartet wird, sich für einen Elternteil zu entscheiden

· Die Anhörung erfolgt grundsätzlich in Abwesenheit der Eltern

· Das Kind kann zur Anhörung eine Vertrauensperson beiziehen

· Das Kind vorerst mit seinen eigenen Worten seine Erwartungen beschreiben lassen

· Die Anhörung nicht auf problemzentrierte Themen reduzieren, sondern die Interessen und den Lebensalltag des Kindes einbeziehen

· Nicht nach der Wahrheit forschen, sondern nach der Wirklichkeit und dem Dilemma des Kindes

· Bei Kinderzuteilungsfragen: Das Kind befragen, was es mit jedem Elternteil gerne unternimmt und an seinen Eltern schätzt

· wenn das Kind will, Besprechung der Situation unter den Eltern
.


Wie weit Kinder direkten Fragestellungen auszusetzen sind, ist umstritten. Entscheidend ist, dass dem Kind gegenüber mit grösster Transparenz, Takt und Einfühlungsvermögen begegnet wird und ihm Gewissheit gegeben wird, dass es sich nicht zu äussern braucht, wenn es nicht will, und wenn es sich äussert, was mit seinen Aussagen geschieht.

Als Örtlichkeiten geeignet sind kindergerecht gestaltete Zimmer, zu vermeiden sind grosse Konferenz- und Sitzungszimmer.

5. Auswertung und Aufzeichnung
Das Ergebnis der Anhörung ist in einer dem Kindesinteresse entsprechenden Weise entweder in einem Protokoll oder einer Gesprächsnotiz festzuhalten
. Während bei der Anhörung jüngerer Kinder von einer eigentlichen Protokollierung abzusehen ist und die anhörende Person eine Gesprächsnotiz mit den daraus gezogenen Schlüssen verfassen kann
, besteht bei reiferen Kindern durchaus die Möglichkeit, die Aussagen zu protokollieren
, es sei denn, das Kind wünsche dies nicht
. Dabei ist darauf Bedacht zu nehmen, dass das Kind mit seinen Aussagen nicht zwischen die Fronten gerät.

Die bundesgerichtliche Praxis zu alt Art. 4, jetzt 29 BV
, welche den Anspruch auf rechtliches Gehör der Eltern - unbesehen der prozessualen Verfahrensgarantien - dem Kindeswohl unterordnet und die Eltern von diesem Teil der Beweiserhebung allenfalls auszuschliessen erlaubt, vermittelt den Vormundschaftsbehörden den nötigen Spielraum, auch Aussagen des Kindes auszuwerten, die nicht protokolliert wurden. Die Gesprächsnotiz oder das Protokoll müssen dem betroffenen Kind, seinem allfälligen Beistand sowie den Eltern zur Kenntnis gebracht werden. Die Eltern haben die Möglichkeit, dazu Stellung zu nehmen
.
6. Verarbeitung
Damit dem Anspruch des Kindes auf rechtliches Gehör Genüge getan wird, muss das Ergebnis der Kindesanhörung Eingang in die Erwägungen der Vormundschaftsbehörde finden. 



7. Rechtsmittel
Wenn dem Kind die Anhörung im vormundschaftsbehördlichen Verfahren ohne hinreichenden Grund verweigert wurde, kann es gegen den Hauptentscheid gemäss Art. 420 ZGB Beschwerde an die vormundschaftliche Aufsichtsbehörde führen, sofern es prozessfähig ist. Ob dem Kind auch gegen eine verfahrensleitende Verfügung der Vormundschaftsbehörde, auf seine Anhörung zu verzichten, ein Rechtsmittel offen steht, regeln die kantonalen Einführungsgesetze. Für das urteilsfähige Kind, welches dadurch ein Persönlichkeitsrecht wahrnimmt, müsste diese Möglichkeit wohl verfassungsrechtlich bejaht werden
. 
� Art. 314 Ziff. 1 ZGB, Art. 12 Abs. 2 UNO-Kinderrechtekonvention, BGE 124 III 90, Art. 301 Abs. 2 ZGB. Zu eherechtlichen Verfahren vergl. Art. 144 Abs. 2 ZGB.


� BGE 131 III 553 (5C.63/2005 vom 1. Juni 2005), NZZ 29. Juli 2005, jusletter 8. August 2005. Einschränkend bei Rückführungsverfahren nach dem HEntfÜ: BGE 133 III 146.


� Felder/Nufer, Richtlinien für die Anhörung des Kindes aus kinderpsychologischer/kinderpsychiatrischer Sicht gemäss Art. 12 der UNO-Konvention über die Rechte des Kindes, SJZ 95 (199), 318 f.


� vgl. Botschaft zur Revision des Scheidungsrechts vom 15.11.1995 S. 143.


� Arbeitspapier der kantonalen Erziehungsberatung Interlaken-Oberland/Ost zur Anhörung des Kindes.


� BGE 5P.232 vom 19. Oktober 2000.


� vgl. auch Schweighauser, Praxiskommentar zum Scheidungsrecht (herausgegeben von Ingeborg Schwenzer), N 21 zu Art. 145 ZGB.


� Konferenz der kantonalen Vormundschaftsbehörden, Neues Scheidungsrecht: Auswirkungen auf die Tätigkeit der vormundschaftlichen Organe, Luzern 1999, S. 13.


� BGE 133 III 553; 131 III 553; 5C.209/2005 in ZVW 2006 S. 98 ÜR 12-06); Konferenz der kantonalen Vormundschaftsbehörden, Neues Scheidungsrecht: Auswirkungen auf die Tätigkeit der vormundschaftlichen Organe, Luzern 1999.��


� vgl. Broschüre der VBK, Neues Scheidungsrecht:Auswirkungen auf die Tätigkeit der vormundschaftlichen Organe, S. 11 ff., sowie Kantonale Erziehungsberatung Interlaken-Oberland/Ost, Die Anhörung des Kindes. Zudem: A. Rumo-Jungo, Die Anhörung des Kindes unter besonderer Berücksichtigung verfahrensrechtlicher Fragen,, AJP 8 (1999), 1581.


� § 61 EG ZGB Kt. ZH, § 201b ZPO Kt. ZH.


� vgl. aber die Vorbehalte bei Dieter Freiburghaus, Auswirkungen der Scheidungsrechtsrevision auf die Kinderbelange und die vormundschaftlichen Organe, ZVW 1999 S. 143 f.


� z.B. Art. 25 i.V.m. Art. 30 VO vom 27.10.1999 des Kantons Bern. Offen diesbezüglich § 61 EG ZGB Kt. Zürich sowie § 201b ZPO Kt. ZH.


� BGE 122 I 53.


� Freiburghaus, a.a.O. S. 144.


� BGE 122 I  53.


� BGE 122 I 53, 55.


� Als Ausfluss de Urteil 5P.276/2005 vom 28. September 2005, E. 3.2s rechtlichen Gehörs gemäss Art. 29 Abs. 2 BV und in Anwendung verschiedener kantonaler Einführungsgesetzgebungen, z.B. Art. 25 Abs. 2 VO vom 27.10.1999 des Kt. Bern


� In diesem Sinn auch D. Freiburghaus, a.a.O. S. 154.��
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